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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Christine Ostrowski, Rolf Kutzmutz, Dr. Christa Luft, 
Dr. Uwe-Jens Rössel und der Fraktion der PDS 


zu der zweiten Beratung des Entwurfs des Haushaltsgesetzes 2002 
- Drucksachen 14/6800 Anlage, 14/7312, 14/7321, 14/7322, 14/7323, 14/7537 - 

hier: Einzelplan 12 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und 
Wohnungswesen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Haushaltsansatz in Kapitel 12 25 
Die Titel 

• 882 17-440 - Zuweisungen zur Förderung städtebaulicher Maßnahmen in 

den neuen Ländern (einschließlich ehemaliges Ost-Berlin) - 
Förderungsprogramm 2002 in Höhe von 383 981 T Euro 

in Höhe des neuen Ansatzes von 435 HOT Euro 

• die Anteile der neuen Länder (einschließlich ehemaliges Ost-Berlin) aus 
dem Titel 882 04-440 - Zuweisungen zur Förderung von Stadtteilen mit be- 
sonderem Entwicklungsbedarf - die soziale Stadt - 

Förderungsprogramm 2002 in Höhe von 51 129 T Euro 

• 882 28-411 - Zuweisungen für Maßnahmen zur Förderung des sozialen 
Wohnungsbaus - einschließlich Modernisierung und Instandsetzung - in 
den neuen Ländern - 

Förderungsprogramm 2002 in Höhe von 89 476 T Euro 

sind zu einem Titel zusammenzufassen und mit folgender Erläuterung zu verse- 
hen: 

Nach Maßgabe von Verwaltungsvereinbarungen nach Artikel 104a Abs. 4 GG 
können Ausgaben auf Grundlage von Stadtumbaukonzepten für 

- städtebauliche Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen, 

- städtebaulichen Denkmalschutz, 

- städtebauliche Weiterentwicklung und Aufwertung großer Neubaugebiete, 

- soziale Wohnraumförderung, 

- das neue Förderprogramm „Stadtumbau Ost“ 
geleistet werden. 
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Die Beteiligung der Kommunen an den Maßnahmen ist auf 10 % zu begrenzen. 
Einzelheiten regelt die Verwaltungsvereinbarung. 


Berlin, den 27. November 2001 

Christine Ostrowski 
Rolf Kutzmutz 
Dr. Christa Luft 
Dr. Uwe-Jens Rössel 
Roland Claus und Fraktion 


Begründung 

Die besondere Lage der ostdeutschen Städte und Kommunen erfordert den effi- 
zienten Einsatz vorhandener Mittel entsprechend der Lage in den jeweiligen 
Regionen. Diese komplexen Aufgaben, die sowohl Aufwertung vorhandener 
Bestände, Abrissförderung als auch nicht-investive städtebauliche und soziale 
Maßnahmen umfassen müssen, sind mit den herkömmlichen Instrumenten und 
Verfahren der Städtebauförderung nicht zu lösen. 

Ziel der Bündelung der Programmteile und Mittel ist es - vorerst für die neuen 
Länder - die Fördermaßnahmen auf der Grundlage langfristiger städtebaulicher 
oder regionaler Entwicklungskonzepte zu kombinieren und den integrativen 
Ansatz, der sich beim Programmteil „Soziale Stadt“ bewährt hat, auf die Woh- 
nungs- und Städtebauförderung insgesamt anwendbar zu machen, den Kommu- 
nen den flexiblen Einsatz der Fördergelder je nach Bedarf zu ermöglichen. 

Da die Städte und Gemeinden im Osten aufgrund sinkender Einwohnerzahlen 
und schwacher Wirtschaftskraft durch sinkende Steuereinnahmen besonders 
betroffen sind, ist ihr Anteil an der Finanzierung auf maximal 10 % zu be- 
grenzen. Die Erfahrung hat gezeigt, dass eine hohe finanzielle Beteiligung der 
Kommunen dazu führen kann, dass die dringend benötigte Hilfe nicht in An- 
spruch genommen werden kann, weil die Kommunen ihren Eigenanteil nicht 
aufbringen können. 
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